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5 Millionen Franken für Obwaldner Firmen
Mit einemAuffangnetz wollen Regierung undKantonalbank gebeuteltenUnternehmen helfen. AuchNidwalden arbeitet an Lösungen.

ObwaldnerUnternehmenerhal-
ten – praktisch ab sofort – fünf
Millionen Franken Soforthilfe
auseinemFondsderObwaldner
Kantonalbank (OKB).Dies teilte
der Regierungsrat gestern mit.
Die vom Bundesrat erlassenen
VerboteundMassnahmenträfen
die Wirtschaft hart. Vor allem
kleineUnternehmenundselbst-
ständigErwerbende,Landwirte
und Kulturschaffende «werden
aufgrund des Corona-Virus un-
verschuldetvorLiquiditätsprob-
lemen stehen».

DieGesundheitderBevölke-
rung habe Priorität, sagt Land-
ammannJosefHess.«Gleichzei-
tigmüssenaber sehr schnellund
unbürokratisch Massnahmen
zur Linderung der wirtschaftli-
chen Folgen angegangen wer-
den.» DerBankrat derOKBhat
daherdieSchaffungeinesFonds
beschlossen. «Damit sollen vor
allem Firmen, insbesondere
Kleinstunternehmen, unter-
stützt werden, die es amhärtes-
ten trifft, weil sie beispielsweise
nichtaufUnterstützungdesBun-
des hoffen können», sagt OKB-
CEOBrunoThürig. «DerFonds
soll ein Auffangnetz sein, eine
Art Sozialdienst für Kleinst-
unternehmen.»

Unternehmen
brauchenSicherheit
Der Bund hat zehn Milliarden
Franken Soforthilfe in Aussicht
gestellt, plus eine weitere Mil-
liarde für besonders betroffene
Unternehmen. An wen und
unterwelchenBedingungendie
Geldergeleistetwerden,wirdbis
April definiert. Zu spät, findet
VolkswirtschaftsdirektorDaniel
Wyler. «Wirmüssen denUnter-
nehmen konkrete Vorschläge
machenkönnen.DieLeute sind
genug verunsichert.» Ziel sei,
dieFixkostenderUnternehmen
zu decken, damit sie nach Ende
der Krise wieder in den norma-
len Betrieb übergehen können.
«Wir wollen nicht, dass Unter-
nehmen jetzt pleitegehen,denn

damit ginge die ganze Obwald-
nerWirtschaft kaputt.»

Bei den Geldern aus dem
OKB-Fonds handelt es sich we-
der um A-fonds-perdu-Beiträge
nochumeinennormalenUnter-
nehmenskredit. Bruno Thürig
erklärt: «Es sind zinsloseDarle-
hen mit einer rund einjährigen
Rückzahlfrist,überdiediskutiert
werdenkann.»Dabeiwerdeder
Mindestbetrag eruiert, den ein
Kleinstunternehmen zur Exis-
tenzsicherung brauche. Daniel
Wylerbetont:«Esgehthiernicht
darum, Unternehmensgewinne
zu finanzieren.»

Bereits imVerlaufdernächs-
tenWoche sollendieUnterneh-

men per Online-Formular Kre-
ditanträge stellen können.
«Wichtig ist jedoch, zuerst mit
der Hausbank zu reden. Sollte
dort ein Kredit nicht zu Stande
kommen, ist der Fondsdie rich-
tige Anlaufstelle», so Thürig.
ManwerdedieGesuche imver-
kürztenVerfahrenprüfen.Nöti-
ge Angaben seien etwa eine
Bankverbindung und eine An-
tragsbegründung. Fixkosten
müssten plausibilisiert, nicht
restlos nachgewiesen werden.
Die Bank habe genügendLiqui-
dität, um den Fonds zu äufnen.
«Wir gehen ja von einer Rück-
zahlung aus.» Die OKB ent-
scheidet überdieVerteilungder

Kredite, der Kanton als Eigner
hat ein Anhörungsrecht.

Die fünfMillionenberuhten
nicht auf einer Schadensprog-
nose, sagt Daniel Wyler: «Das
wirtschaftliche Schadensaus-
mass der Krise lässt sich noch
nicht abschätzen, da nicht klar
ist, wie lange die Massnahmen
nochdauern.Aber dieLuzerner
Kantonalbankhat 50Millionen
bereitgestellt, und Obwalden
hat etwa einenZehntel derEin-
wohner Luzerns.» Es sei nicht
ausgeschlossen, dass der Kan-
ton zusätzliche Mittel nach-
schiessen werde. Zunächst
brauche es aber eine Koordina-
tionmit Bundesmitteln.

SeitBeginnderKrise sind inOb-
walden 171 Kurzarbeitsgesuche
eingegangen. Normalerweise
sind es im gleichen Zeitraum
weniger als eine Handvoll. Der
administrative Aufwand sei
gross, soWyler. Trotz Personal-
stopp seidieVolkswirtschaftsdi-
rektion durch Umverteilungen
um zwei Vollzeitstellen aufge-
stocktworden.«DieMitarbeiter
leistenmassiv Überzeit.»

Nidwaldenwill für
Bankkreditebürgen
Grössere Industrie-undProduk-
tionsunternehmen litten imMo-
mentnochnichtuntermangeln-
der Liquidität. Auch Zuliefer-
probleme gebe es nicht in
grösserem Ausmass, so Wyler.
Es fehlten aber Mitarbeiter,
etwa weil sie zur Risikogruppe
gehörten.UmdasAnsteckungs-
risiko klein zu halten, sei
Schichtbetrieb nötig, weshalb
man den Unternehmen mit
Nacht- und Sonntagsarbeitsbe-
willigungenunterdieArmegrei-
fe. Neben administrativen Er-
leichterungen fürdieKurzarbeit
will dieVerwaltungKreditoren-
rechnungen umgehend beglei-
chen und bei Zahlungsschwie-
rigkeiten Kulanz zeigen. Auch
AnpassungenderZinssätzeund
Fristen bei den Verzugszinsen
würden diskutiert, sagtWyler.

Auch in Nidwalden arbeite
man«mitHochdruck»aneiner
Lösung für die Firmen, sagt
Volkswirtschaftsdirektor Oth-
mar Filliger. «Vorgesehen ist,
dass derKanton fürKredite der
in Nidwalden ansässigen Ban-
ken an Unternehmen bürgen
wird.»Eckdatenwürden imMo-
ment mit der Nidwaldner Kan-
tonalbankkonkretisiert. Am24.
März will der Regierungsrat
mittels eines befristetenNoter-
lasses entscheiden. In Nidwal-
den hat die Zahl der Kurz-
arbeitsgesuche seit Beginn der
Krise 230 erreicht.

Franziska Herger

Diemeisten Geschäfte und Restaurants in Obwalden sind zu, wie hier in Sarnen. Bild: Urs Flüeler/Keystone (17. März 2020)

VCS gibt Kampf gegen Stans West auf
Kehrtwende des Verkehrsclubs: Er will sich bei de Planung der Strasse StansWest konstruktiv einbringen und sammelt Unterschriften.

Christian Glaus

BisherhatDanielDaucourt,Prä-
sidentVCSNid-undObwalden,
nurwenigGutesamBauderEnt-
lastungsstrasse Stans West er-
kannt. Sie sei zu teuer,derLand-
verbrauch zu gross, der Nutzen
zu klein. Nachdem Baudirektor
Josef Niederberger in unserer
Zeitung öffentlich verkündet
hatte, dass er die 14 Millionen
Franken teureStrasseauchohne
Vorliegen eines Gesamtver-
kehrskonzepts bauen will, kriti-
sierte Daucourt dieses Vorge-
hen. Seine Haltung: keine neue
Strasseohneverkehrsberuhigen-
de Massnahmen in Stans und
ohne Gesamtverkehrskonzept.
Er forderte«einenMarschhalt»
bei der Planung der 1 Kilometer
langen Strasse.

Doch Daucourt befasst sich
lange genug mit der Thematik,

umzuwissen,dasseine solch ra-
dikale Forderung im Nidwald-
ner Landrat keineMehrheit fin-
det. Obwohl der VCS eine Ein-
wendung – vor allem zwecks
Variantenplanung und flankie-
rende Massnahmen – einge-
reicht hat, erachtet er den Peti-
tionsweg nun als angebrachter.
Daucourt sagt: «Wir wollen
nicht einfach das Strassenpro-
jekt bekämpfen, sondern einen
konstruktiven Beitrag leisten.»

Petition fordert
Verkehrsberuhigung
EinKomiteehatnundiePetition
«Für mehr Lebensqualität in
Stans» lanciert und startet dem-
nächst mit der reinen On-
line-Unterschriftensammlung.
Die Petition richtet sich an den
NidwaldnerRegierungsrat, den
Landrat und den Gemeinderat
Stans. Darin heisst es: «Stans

leidet unter dem motorisierten
Verkehr und ist von Staus ge-
plagt.» Ohne flankierende
Massnahmen imDorfbleibedie
Entlastungsstrasse Stans West
wirkungslos und generiere
schliesslich Mehrverkehr. «Es
ist daher zwingend, innerorts
und insbesondere im Dorfkern
von Stans der Verkehr koordi-
niert zuanalysieren, planenund
verträglich zu gestalten.»

Was sich der Verkehrsclub
konkret unter einer verträgli-
chen Gestaltung des Verkehrs
vorstellt, lässt er in der Petition
bewusst offen. «Es ist zumheu-
tigen Zeitpunkt zu früh, um
über einzelneMassnahmendis-
kutieren. Zuerst braucht es eine
AnalysedesheutigenZustands,
klare Zielsetzungen sowie eine
Zusammenarbeit von Kanton
und Gemeinde», sagt Daniel
Daucourt. Klar scheint indes,

dass die Reduktion des Durch-
gangsverkehrs in Stans nicht
ohneErweiterungder verkehrs-
beruhigten Zonen realisiert
werden kann.

Das verdeutlichen auch die
ProjekteausanderenKantonen,
die der VCS als gelungene Bei-
spiele anführt. Er verweist etwa
aufUmgestaltungen inRivaSan
Vitale im Tessin, in Wilderswil
bei Interlaken oder in Saint-
Imier.DieZentrenwurdendort
fürFussgängeraufgewertet, teil-
weise entstanden Tempo-30-
oderBegegnungszonen,dieMit-
telstreifen auf den Fahrbahnen
sind verschwunden.Wilderswil
sei eingutesBeispiel für einege-
lungene Verkehrsberuhigung,
heisst es auf der Website des
VCS: «Unter anderem rollt der
Autoverkehr ruhiger, abervoral-
lem auch flüssiger, Fussgänger
sind sicherer unterwegs und

können nun die Strasse auch
einfacher queren.»

Daniel Daucourt hofft, dass
er mit der Petition die politi-
schen Entscheidungsträger auf
die Seite des VCS holen kann,
damit der Durchgangsverkehr
durch Stans reduziert werden
kann. Denn Baudirektor Josef
Niederbergerwill zuerstdieEnt-
lastungsstrassebauenunddann
über Lenkungsmassnahmen
nachdenken.«Ausmeiner Sicht
wirddieEntlastunggrösser sein,
als sichdas viele vorstellenkön-
nen», sagteer imFebruargegen-
über unserer Zeitung.

Gemeinde:«Forderungen
sindsinnvoll»
Der VCS steht mit seiner Hal-
tung nicht alleine da. Auch die
GemeindeStans vermisst inder
Planung der Entlastungsstrasse
ergänzende Untersuchungen.

«Die Forderungen in der Peti-
tion sindausunserer Sicht sinn-
voll und zielen in die gleiche
RichtungwieunsereAnliegen»,
sagt die StanserGemeinderätin
SarahOdermatt. «Es ist für den
regionalen Verkehr und für die
Gemeinde Stans wichtig, dass
die geplanteEntlastungsstrasse
zueinerwesentlichenVerkehrs-
entlastung führt. Dies ist mit
dem vorliegenden Projekt noch
nicht gewährleistet.»

DiePrüfungundUmsetzung
von Massnahmen auf den um-
liegendenStrassen sei daher es-
senziell.DerStanserGemeinde-
rat wartet nun auf die Entschei-
de der kantonalen Gremien.
«Denn abschliessend liegt es
nun in der Verantwortung des
Regierungs- und Landrats zu
entscheiden, in welcher Form
siedasProjekt zurAbstimmung
bringenwollen.»

DanielWyler
Obwaldner
Volkswirtschaftsdirektor

«Esgehthier
nichtdarum,
Unternehmens-
gewinnezu
finanzieren.»


